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Begutachtung Oö. Gleichbehandlungs-Anpassungsgesetz 2026 

Wien, 15. Juni 2026 

Guten Tag, 

die Gleichbehandlungsanwaltschaft (GAW) nimmt zum Entwurf betreffend das Oö. Agrar-

recht-Organisationsgesetz, das Oö. Antidiskriminierungsgesetz, das Oö. Gleichbehand-

lungsgesetz 2021 und das Oö. Lehrpersonen-Diensthoheitsgesetz (Oö. Gleichbehandlungs-
Anpassungsgesetz 2026) folgendermaßen Stellung: 

Wie in den Erläuterungen zum vorliegende Gesetzesentwurf dargelegt, soll der vorlie-
gende Novellierungsvorschlag dazu dienen, die EG-Richtlinien 2024/1499 und 2024/1500 

vom 14. Mai 2024 über Standards für Gleichbehandlungsstellen (idF StandardsRL), die EG-

Richtlinie 2023/970 vom 10. Mai 2023 zur Stärkung der Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher und gleichwertiger Arbeit durch Ent-

gelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen (idF Lohntransparenz RL) sowie die EG-
Richtlinie vom 19.10.2022 über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union 

umzusetzen. 

Begrüßt im Sinne der Klarheit und Rechtsanwender:innenfreundlichkeit wird die struktu-
relle Anpassung, wonach die Regelungen für Landes- und Gemeindebedienstete aus dem 

Anwendungsbereich des Oö. ADG herausgenommen und sämtliche Diskriminierungstatbe-
stände für diesen Personenkreis in das Oö. GBG 2021 überführt werden sollen. Darüber 
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hinaus wird angeregt, die dennoch weiterhin bestehende Trennung in ein Oö. ADG, ein 
Oö. GBG sowie eigene Regelungen im Oö. LAOG und im Oö. Lehrpersonen-Diensthoheits-

gesetz aufzuheben und alle gleichbehandlungsrechtlichen Thematiken in einem einheitli-
chen Gesetz zu regeln, sodass der Zersplitterung des Gleichbehandlungsrechts in Öster-

reich entgegengewirkt wird. 

1. Hinsichtlich der Umsetzung der StandardsRL werden folgende Punkte angeregt: 

Gemäß Art 1 StandardsRL besteht das Ziel und der Zweck der Richtlinien darin, sicherzu-

stellen, dass Gleichbehandlungsstellen angemessen ausgestattet, befähigt und ermächtigt 
sind, das Prinzip der Gleichbehandlung wirksam zu fördern und durchzusetzen. Anhand 

dieses Maßstabs sollten Maßnahmen zur Umsetzung und Anwendung der Richtlinien be-
wertet werden.  

Art 1 stellt einen klaren Zusammenhang zwischen der Einführung neuer Standards und der 

wirksamen Umsetzung der bisher bestehenden Richtlinien im Bereich Antidiskriminierung 
und Gleichbehandlung her. Vor diesem Hintergrund geht die GAW davon aus, dass alle 

Bestimmungen der Richtlinien teleologisch gemäß Art 1 interpretiert werden müssen: Die 
Standards sind so auszulegen, dass sie die Fähigkeit der Gleichbehandlungsstellen stärken, 

Diskriminierung wirksam zu verhindern und zu bekämpfen sowie Gleichstellung aktiv zu 

fördern. 

Die Umsetzung der StandardsRL wird durch eine Liste an Indikatoren gemessen werden, 

anhand welcher die Europäische Kommission die Effektivität der Umsetzung überprüfen 
wird. Die Indikatoren umfassen die personellen, technischen und finanziellen Ressourcen, 

die unabhängige Arbeitsweise, die Barrierefreiheit und die Wirksamkeit der Gleichbehand-

lungsstellen und sind diese somit für die konkrete Ausgestaltung der Gleichbehandlungs-
stellen zu beachten. 

Der vorliegende Entwurf genügt aktuell nach Auffassung der GAW noch nicht gänzlich den 
Anforderungen, die sich aus den StandardsRL ergeben. 

Unabhängigkeit und Ressourcen  

In Art 3 der StandardsRL finden sich Vorschriften zur unabhängigen Mandatsausübung von 

Gleichbehandlungsstellen und eng damit verknüpft Vorschriften zur ausreichenden Res-

sourcenausstattung der Stellen. Im vorliegenden Entwurf wird festgehalten, dass die Lei-
tung der Antidiskriminierungsstelle bzw deren Stellvertretung zugleich die Funktion 

der:des Gleichbehandlungsbeauftragten wahrnehmen soll. § 14 Abs 1 ADG regelt, dass der 
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Antidiskriminierungsstelle keine Rechtspersönlichkeit zukommt, ihr Rechtsträger vielmehr 
das Land OÖ und ihre Geschäftsstelle das Amt der Landesregierung ist. Die Novelle sieht 

eine Ergänzung insoweit vor, als eingefügt wird „die Landesregierung hat der Antidiskrimi-
nierungsstelle alle für eine wirksame Aufgabenerfüllung erforderlichen finanziellen, perso-

nellen und räumlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen.“ § 30 Oö. GBG enthält eben-

falls keine Regelung zur Rechtspersönlichkeit der Funktion Gleichbehandlungsbeauf-
tragte:r. Die Novelle sieht eine Ergänzung insoweit vor, als § 27 Oö. GBG regeln soll, dass 

die für eine wirksame Aufgabenerfüllung erforderlichen finanziellen, personellen und 
räumlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen sind.  

Regelungen dazu, wie die eigenständige Verwaltung von Finanzmitteln und sonstigen 
Ressourcen gewährleistet werden sollen, fehlen jedoch in beiden Gesetzen, ebenso wie 

Regelungen zur Gewährleistung, wie die Antidiskriminierungsstelle (und damit gem. § 27 

Abs 1 Oö. GBG des Novellierungsvorschlags in Personalunion die:der Gleichbehandlungs-
beauftragte nach Oö. GBG) eigenverantwortlich über ihre interne Struktur, die Personal-

besetzung und ihre organisatorischen Angelegenheiten entscheiden kann. 

Welchen Anforderungen die Unabhängigkeit genügen muss, kann aus anderen Rechtsge-

bieten erschlossen werden. Insbesondere EU-Rechtsakte sind hier aufschlussreich, so ken-

nen insbesondere das Regulierungs- und Datenschutzrecht Regelungen zur Unabhängig-
keit. Dort wird Unabhängigkeit sowohl als Schutz vor Einflussnahme durch andere Stellen 

als auch als Sicherstellung angemessener technischer, personeller und finanzieller Res-
sourcen definiert.1 Der EuGH hat sich in seiner Rechtsprechung zur Vorgängerregelung der 

Datenschutzrichtlinie (DS-RL) mit dem Erfordernis der Unabhängigkeit auseinanderge-

setzt. Demnach bedeutet Unabhängigkeit im Hinblick auf öffentliche Stellen grundsätzlich, 
dass diese völlig frei von Weisungen und Druck agieren können.2 In einem Verfahren be-

treffend Österreich wurde geprüft, ob die damalige Ausgestaltung der Datenschutzkom-
mission den Anforderungen der DS-RL bezüglich Unabhängigkeit entsprach. Zweifel daran 

ergaben sich insbesondere aufgrund ihrer organisatorischen Eingliederung in das Bundes-
kanzleramt sowie der bestehenden Dienstaufsicht.3 Der EuGH entschied, dass eine bloße 

 
1 Gutachten zur Rechtsstellung der Gleichbehandlungsanwaltschaft und damit zusammenhängenden kompetenz-
rechtlichen Fragen des Gleichbehandlungsrechts aus Anlass der Umsetzung der Standards-RL (idF Weber, Stan-
dards-RL Gutachten) 2025, S. 22, zu finden unter: https://www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at/Gleichstel-
lungspolitik/Standards-fuer-Gleichbehandlungsstellen/unabhaengigkeit-fuer-gleichbehandlungsstellen.html (zu-
letzt aufgerufen am 9.6.2026.  
2 EuGH (GK) 09.03.2010, Rs C-518/07, Kommission/Deutschland, ECLI:EU:C:2010:125 Rz 18; Weber, Standards-RL 
Gutachten, S. 23. 
3 EuGH (GK) 16.10.2012, Rs C-614/10, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2012:631 Rz 25 f; Weber, Standards-RL 
Gutachten, S. 23. 
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funktionelle Weisungsfreistellung – also Unabhängigkeit in der Amtsausübung – nicht aus-
reichen würde.4 Vielmehr könne die Dienstaufsicht gemäß § 45 Abs. 1 BDG als potenzielle 

Einflussmöglichkeit dienen, insbesondere im Hinblick auf das für die Geschäftsstelle be-
reitgestellte Personal.5  

Auch das damals vorgesehene Unterrichtungsrecht des Bundeskanzlers bewertete der 

EuGH als Einschränkung der Unabhängigkeit, dies sollte im Lichte des derzeit im Entwurf 
vorgesehenen § 14 Abs 3a ADG bzw § 30 Abs 1 Oö. GBG besonders genau beachtet wer-

den.6 In einer Entscheidung betreffend eine unabhängige Überwachungsstelle für Unfälle 
im Seeverkehr nahm der EuGH auf die Entscheidung Rs C-614/10, Kommission/Österreich 

Bezug und betonte, dass sich auch die mangelnde Unabhängigkeit eines einzelnen Mit-
glieds auf die gesamte Untersuchungsstelle auswirke.7 Ebenso ist die Art der Ernennung 

und Bestellung von Mitarbeitenden für die Unabhängigkeit von Bedeutung. Weiters wurde 

vom EuGH beleuchtet, dass eine vorzeitige Abberufung ohne gesetzlichen Grund mit der 
Unabhängigkeit einer Institution nicht vereinbar sei.8  

Diese Ausführungen betreffen in gleicher Weise die Regelungen über die:den Gleichbe-
handlungsbeauftragte:n der Landeslehrer:innen sowie die:den landarbeitsrechtliche:n 

Gleichbehandlungsbeauftragte:n und die landarbeitsrechtliche Gleichbehandlungsstelle. 

Die GAW regt daher an, den vorliegende Novellierungsvorschlag im Hinblick auf die Kri-
terien für die Unabhängigkeit (Art 3 StandardsRL) anzupassen. In Bezug auf die Regelung 

der Stellvertretung gem. § 27 Abs 2 Oö. GBG sollte zudem auf EG 19 der StandardsRL ge-
achtet werden, der eine ausreichende organisatorische Trennung der beiden Bereiche Un-

terstützung von Diskriminierung Betroffener und die Erstellung von unverbindlichen Stel-

lungnahmen (Erstattung von Gutachten durch die Gleichbehandlungskommission) emp-
fiehlt. 

Aufgaben von Gleichbehandlungsstellen  

 
4 EuGH (GK) 16.10.2012, Rs C-614/10, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2012:631 Rz 42; Weber, Standards-RL 
Gutachten, S. 23. 
5 EuGH (GK) 16.10.2012, Rs C-614/10, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2012:631 Rz 59, Weber, Standards-RL 
Gutachten, S. 23. 
6 EuGH (GK) 16.10.2012, Rs C-614/10, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2012:631 Rz 63 f; Weber, Standards-RL 
Gutachten, S. 23. 
7 EuGH 09.07.2020, Rs C-257/19, Kommission/Irland, ECLI:EU:C:2020:541, Rz 77 ff; Weber, Standards-RL Gutach-
ten, S. 23. 
8 EuGH (GK) 08.04.2024, Rs C-288/12, Kommission/Ungarn, ECLI:EU:C:2014:237 Rz 58 ff; Weber, Standards-RL 
Gutachten, S.23.  
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In den §§ 5 (Schlichtungsverfahren), 8 Abs 5 (Teilnahme bei Verfahren), 14 Abs 5 Z 3, 5 
und 6 sowie Abs 6 (Empfehlungen, Untersuchungen, Schulungs- und Sensibilisierungsmaß-

nahmen) und 15 (sozialer Dialog) des Novellen Vorschlags zum Oö. ADG sowie §§ 29 Abs 1 
Z 7 Oö. GBG werden neue Aufgaben verankert.  

Art 7 StandardsRL (alternative Streitbeilegung) findet zwar Eingang in den Entwurf, jedoch 

fehlt eine genauere Regelung des Verfahrensablaufs der Schlichtung, damit dem Inhalt 
der Bestimmung zur Unterstützung Betroffener durch die Möglichkeit einer alternativen 

Streitbeilegung adäquater Rechnung getragen werden kann. Insbesondere ist nicht klar 
geregelt auf wessen Antrag ein Schlichtungsversuch vorzunehmen ist. 

Dem Bereich Sensibilisierung, Prävention und Förderung des Art 5 StandardsRL wird aus 
Sicht der GAW in den vorliegenden Novellierungsvorschlägen zu wenig Rechnung getra-

gen, insbesondere die in Art 5 aufgelistete Beteiligung an öffentlichen Debatten wird nicht 

erwähnt. Die StandardsRL haben aber nicht nur rein präventive Aufgaben (Schulungen) im 
Blick, sondern erwähnen explizit auch, dass proaktiv informiert und nach außen kommuni-

ziert werden soll. Proaktive Aufgaben wie Öffentlichkeits- und Medienarbeit sind im Ent-
wurf aktuell nicht abgebildet. Weiters sollte der rechtliche Rahmen zur Durchführung 

von unabhängigen Untersuchungen in Entsprechung des Art 8 StandardsRL näher ausge-

führt werden.  

Die Bestimmung zu Rechtsstreitigkeiten ist aus Sicht der GAW auszubauen. In Art 10 Abs 
2 StandardsRL ist das Recht der Gleichbehandlungsstellen verankert, als amicus curiae auf 
Einladung Stellungnahmen an Gerichte zu übermitteln. Neben diesem Recht muss gemäß 
Art 10 Abs 3 StandardsRL der Gleichbehandlungsstelle auch wenigstens eines der folgenden 
Rechte garantiert werden: a) das Recht, im Namen eines oder mehrerer Opfer Gerichtsver-
fahren einzuleiten, b) das Recht, zur Unterstützung eines oder mehrerer Opfer an Gerichts-
verfahren teilzunehmen, oder c) das Recht, Gerichtsverfahren im eigenen Namen einzulei-
ten, um das öffentliche Interesse zu schützen.  

Der vorliegende Entwurf hat sich offenbar in Minimalumsetzung der Richtlinie auf nur eine 
der möglichen Klagsoptionen festgelegt, nämlich das Recht an Gerichtsverfahren zur Unter-
stützung teilzunehmen (in der österreichischen Rechtsordnung als Nebenintervention be-
kannt). Für einen tatsächlich verbesserten Zugang zum Recht für von Diskriminierung be-
troffene Personen wäre aber nach Ansicht der GAW zumindest eine zusätzliche der oben 
genannten Rechtsdurchsetzungsmöglichkeiten erforderlich. Es kann, insbesondere bei 
struktureller Diskriminierung, nicht davon ausgegangen werden, dass sich immer eine kon-
krete Person findet, die bereit ist, den Klageweg auf eigenes Risiko einzuschlagen. Der Aus-
tausch mit anderen Gleichbehandlungsstellen in Europa, die bereits mit Klagemöglichkeiten 
ausgestattet sind, zeigt deutlich, dass die Klagsführung durch eine Gleichbehandlungsstelle 
für eine verbesserten Rechtssituation für von Diskriminierung Betroffene essenziell ist.  
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Gemäß Art 15 StandardsRL (Konsultationen) sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, ein 

Verfahren einzurichten, um sicherzustellen, dass die Regierung und die zuständigen Be-
hörden die Gleichbehandlungsstellen zu Rechtsvorschriften, Politik, Verfahren und Pro-

grammen in Zusammenhang mit Gleichbehandlungsfragen konsultieren. Diesbezüglich fin-

det sich keine Umsetzung in den Aufgaben der Gleichbehandlungsbeauftragten bzw. der 
Antidiskriminierungsstelle. 

Gleicher Zugang und Barrierefreiheit 

Die GAW sieht Art 5 Abs 3 und Art 12 StandardsRL zu wenig Rechnung getragen. Angeregt 

wird eine umfassendere Berücksichtigung der Niederschwelligkeit der Beratungsange-
bote. Neben der Berücksichtigung von Einschränkungen zum Zugang zu Informationen 

aufgrund von Behinderung nennt Art 5 Abs 3 StandardsRL auch Einschränkungen im Zu-

sammenhang mit einem prekären wirtschaftlichen Status, dem Alter, dem Niveau der 
Lese- und Schreibkompetenz, der Staatsangehörigkeit, des Aufenthaltsstatus oder auf-

grund des mangelnden Zugangs zu Online-Tools. Nach Art 12 ist der gleichberechtigte Zu-
gang zu Dienstleistungen und Veröffentlichungen der Gleichbehandlungsstellen für alle si-

cherzustellen. Diesbezüglich fehlen konkrete Umsetzungsmaßnahmen, beispielsweise hin-

sichtlich sprachlicher Barrieren oder mangelnden Online-Zugängen. 

Sonstige Anmerkungen 

Die Erwägungsgründe 24, 35 bzw 36 StandardsRL halten klar fest, dass das Recht auf Ver-
traulichkeit angemessen zu schützen ist, um insbesondere der Angst vor Repressalien ent-

gegenzuwirken.  Gemäß Art 6 Abs 3 d) StandardsRL haben Gleichbehandlungsstellen von 

Diskriminierung betroffene Menschen zu unterstützen, indem sie über die geltenden Ver-
traulichkeitsvorschriften und den Schutz personenbezogener Daten informieren. Umge-

setzt wird dies im vorliegenden Entwurf in § 14 Abs 6 Oö. ADG, wobei die zunächst gut 
ausgestalteten Rechte mit dem letzten Satz wieder eingeschränkt werden („Die in der An-

tidiskriminierungsstelle tätigen Personen sind zur Geheimhaltung über die ausschließlich 
aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit und solange dies 

im Interesse der betroffenen Opfer von Diskriminierung erforderlich und verhältnismäßig 

ist.“) Die GAW empfiehlt eine einheitliche den unionsrechtlichen Vorgaben angemes-
sene Regelung im Oö. ADG und Oö. GBG (§ 31), die insbesondere von Anfang Klarheit für 

von Diskriminierung betroffene Menschen bietet, wie im Hinblick auf die Vertraulichkeit 
mit gemeldeten Vorfällen umgegangen wird. 
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Abweichend von der Definition von Diskriminierung in einer Vielzahl anderer nationaler 
Gleichbehandlungsgesetze enthält der Entwurf des Oö. ADG und Oö. GBG keine aus-

drückliche Bestimmung zu Diskriminierung durch Assoziierung. Nach den einschlägigen 
Begriffsbestimmungen anderer nationaler Gleichbehandlungsgesetze, liegt eine Diskrimi-

nierung auch dann vor, wenn eine Person aufgrund eines Naheverhältnisses zu einer Per-

son, die Träger:in eines geschützten Merkmals ist, diskriminiert wird. Der Rsp des EuGH ist 
zu entnehmen, dass aus den einschlägigen Richtlinien ein solcher Schutz vor Diskriminie-

rung durch Assoziierung abzuleiten ist. Im Sinne einer Klarstellung und möglichst einheitli-
chen Begriffsbestimmung wird angeregt, eine entsprechende Begriffsdefinition in § 1 Oö. 

ADG sowie § 2 Oö. GBG aufzunehmen. 

2. Hinsichtlich der Umsetzung der Lohntransparenz RL werden folgende Punkte an-

geregt: 

§ 2 Abs 13 Oö. GBG definiert die Gruppe von Bediensteten, die gleiche oder gleichwertige 
Arbeit verrichten als jene Gruppe, „die nach den dienst- und besoldungsrechtlichen Vor-

schriften innerhalb eines Entlohnungsschemas gleich eingereiht sind.“ 

Durch diese Definition wird der Zweck der Berichtspflichten im Zusammenhang mit der 

Entgelttransparenz weitgehend ausgehebelt, da die Berichtslegung sich auf Vergleichs-

gruppen beschränkt, welche in derselben Entlohnungs- oder Verwendungsgruppe einge-
ordnet sind und damit bereits (lediglich abhängig von der Stufe) gleich viel verdienen. Mit 

dieser Einordnung wird nicht auf die tatsächliche Gleichwertigkeit der Tätigkeiten abge-
stellt, sondern auf die Einreihung im Entlohnungsschema und die Bewertung des Landes 

OÖ. Die vorgesehene Evaluierung der arbeitgeber:innenseitigen Arbeitsbewertung wird 

durch die gegenständliche Begriffsdefinition ausgehöhlt. Nach der Rsp des EuGH lässt sich 
von der Einreihung in Verwendungsgruppen an sich noch nicht auf die Gleichwertigkeit ei-

ner Tätigkeit schließen.9  

Gerade im Rahmen gesetzlich festgelegter Entgeltschemata – welche grundsätzlich förder-

lich für Entgeltgleichheit sind und damit bereits einen hohen Standard schaffen – muss 
durch die Berichtslegung die Möglichkeit eröffnet werden, auch Ungleichbehandlungen 

zwischen unterschiedlichen Entlohnungsgruppen aufzuzeigen, andernfalls die Ziele der Be-

richtslegung verfehlt werden und keinerlei positive Auswirkungen auf die Entgeltstruktur 
zu erwarten sind. Es ist zudem davon auszugehen, dass durch die derzeitige Begriffsbe-

stimmung der in Art 10 der Lohntransparenz-RL vorgesehenen Entgeltbewertung jeglicher 
Anwendungsbereich entzogen wird. Die GAW regt daher an, den bestehenden Entwurf 

 
9  EuGH 26.06.2001, Brunnhofer, C-381/99, ECLI:EU:C:2001:358, Rn 44 ff; EuGH 28. 2. 2013, Kenny ua, C-427/11, 
ECLI:EU:C:2013:122. 
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im Hinblick auf eine zweckmäßige und effektive Umsetzung der Lohntransparenz RL an-
zupassen.  

Hinsichtlich Art 4 Lohntransparenz RL sind dem Entwurf keine konkreten Umsetzungsmaß-
nahmen zu entnehmen. Diesbezüglich wird angeregt, eine Definition von „Gleichwertig-

keit“ in den Gesetzestext aufzunehmen, aus welcher hervorgeht, dass im Rahmen der Be-

wertung der Gleichwertigkeit, die in Art 4 Abs 4 genannten Kriterien zu beachten sind. 
Demnach sind Kompetenzen, Belastungen, Verantwortung und Arbeitsbedingungen sowie 

gegebenenfalls weitere Faktoren, die für den konkreten Arbeitsplatz oder die konkrete Po-
sition relevant sind, zu berücksichtigten, wobei diese Kriterien objektiv und geschlechts-

neutral zu formulieren und anzuwenden sind und insbesondere darauf Bedacht zu neh-
men ist, dass auch soziale Kompetenzen nicht unterbewertet werden.10 Zudem wird ange-

regt, eine regelmäßige Evaluierung der Entlohnungsschemata auf Grundlage dieser Krite-

rien unter Einbindung von Gleichbehandlungsstellen und Personalvertretung im Rahmen 
der regelmäßigen Anpassungen der Gehälter gesetzlich vorzuschreiben. 

Insgesamt folgen die Regelungen in Umsetzung der Lohntransparenz RL weitgehend ei-
nem binären System von Geschlecht. Diesbezüglich wird angeregt, Formulierungen zu 

wählen, welche alternative Geschlechtseinträge neben „männlich“ und „weiblich“ be-

rücksichtigen. 

Freundliche Grüße 

 

Mag.a Sandra Konstazky  
Leiterin der Gleichbehandlungsanwaltschaft 

 
10 Vgl Rz 11 der Erwägungsgründe, der mangelnde Rechtssicherheit in Bezug auf den Begriff der gleichwertigen 
Arbeit als eine Hauptursache für den nach wie vor bestehenden Gender Pay Gap hervorstreicht. Die Erwägungs-
gründe verweisen dabei auf eine Analyse der Vorgängerrichtlinie Richtlinie 2006/54/EG: BERICHT DER KOMMIS-
SION AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DEN RAT-Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2006/54/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancen-
gleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) 
vom 10.12.2013. 
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Dieses Schreiben enthält Informationen, die Persönlichkeitsrechte sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse berühren 

können und nur für die Adressat:innen des Schreibens in ihrer Verantwortung als Verpflichtete des Gleichbehandlungsge-

setzes bestimmt sind. Bitte behandeln Sie es mit der erforderlichen Vertraulichkeit.  

Wir haben Ihre Daten (Name, Adresse, ggf E-Mail-Adresse und Unternehmen) entsprechend der datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen gespeichert. Rechtsgrundlagen für unsere Arbeit sind §5 GBK/GAW-G, die EU- Richtlinien RL 2000/43/EG, 

RL 2004/113/EG, RL 2006/54/EG, RL 2010/41/EU, RL 2014/54/EU, sowie die ECRI General Policy Recommendation No.2. 

Weitere Informationen finden Sie in der Datenschutzerklärung auf unserer Webseite www.gleichbehandlungsanwalt-

schaft.gv.at 


